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Inhalt! Geſes, betreffend bie Bewilligung weiterer Staatsmittel zur Verbeſſerung der Mohnungöverhältuite 
von Arbeitern, bie in ſtaatlichen Betrleben beſchäftigt find, und von gering beſolbeten Skaats beate, 
©. 151. — Geſetz über Teuerungszuſchläge zu den Gebühren ber Notare, Rechlsanwälte, Gerichts⸗ 
vollzieher, zu den Gerichtskoſten und zu den Schreibgebühren der Schiedsmänner, S. 133. — Bekann 
machuuß bes Worklauts des Geſetzes über Teuerungszuſchläge zu den Gebühren der Notare, Rechts 
anwälte und Gerichtsvollzieher und zu den Gerichtskoſten, S. 153. — Geſetz über bie Dauer bes 
Vorbereitungsdienſtes ber Gerichtsreferendare, S. 15% . 


Ar. 11883.)  Gefeg, betreffend die Bewilligung weiterer Staatsmittel zur Verbeſferung ber 
8 Wohnungsverhältniſſe von Arbeitern, die in ſtaatlichen Betrieben beſchäftigt 
find, und von gering beſoldeten Staatsbeamten. Vom 27. Januar 1920. 


Di. verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Gefer 
heſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


a8 
Der Staatsregierung wird ein weiterer Betrag von 40 Millionen Mark 
zur Verwendung nach Maßgabe des Geſetzes vom 13. Auguſt 1895 (Geſetzſamm. 
S. 521), betreffend die Bewilligung von Staatsmitteln zur Verbeſſerung ber 
Wohnungsverhältniſſe von Arbeitern, die in ſtaatlichen Betrieben beſchäftigt find, 
und von gering beſoldeten Staatsbeamten, zur Verfügung geſtellt. 


9 2. 

Zur Bereitſtellung der im § 1 gedachten 40 Millionen Mark iſt eine 
Anleihe durch Veräußerung eines entſprechenden Betrags von Schuldver⸗ 
ſchreibungen aufzunehmen. i . 

An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatzanweiſunges 
ausgegeben werden. Der Fälligkeitstermin iſt in den Schatzanweiſungen anzugeben. 
Die Staatsregierung wird ermächtigt, die Mittel zur Einlöſung dieſer Schatz⸗ 
anweiſungen durch Ausgabe von neuen Schatzanweiſungen und von Schulk⸗ 
verſchreibungen in dem erforderlichen Nennbetrage zu beſchaffen. Die Schatz 
anweiſungen können wiederholt ausgegeben werden. 

Schatzanweiſungen oder Schuldverſchreibungen, die zur Einlöſung von fällig 
werdenden Schatzanweiſungen beſtimmt find, hat die Hauptverwaltung der Staats⸗ 
ſchulden auf Anordnung des Finanzminiſters vierzehn Tage vor dem Fälligkeits⸗ 


Geſetzzammlung 1920. (Nr. 1188311886.) 
Ausgegeben zu Berlin den 17, Mai 1920, 28 


en 


termine zur Verfügung zu halten. Die Verzinſung der neuen Schuldpapiere 
darf nicht vor dem Qeitpunkte beginnen, mit dem die Verzinſung der einzulöſenden 
Schatzanweiſungen aufhört. 

9 3. 

Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Dinsfuße, 
zu welchen Bedingungen der Kündigung und zu welehen Kurſen die Schatzanwei⸗ 
ſungen und die Schuldverſchreibungen ausgegeben werden ſollen, beſtimmt der 
Finanzminiſter. . 

Ay übrigen kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe die 
Vorſchriften des Geſetzes, betreffend die Konſolidation preußiſcher Staatsanleihen, 
vom 19. Dezember 1869 (Geſetzſamml. S. 1197), des Geſetzes, betreſſend die 
Tilgung von Staatsſchulden, vom 8. März 1897 (Geſetzſamml. S 43) und des 
Geſetzes, betreffend die Bildung eines Ausgleichsfonds für die Eiſenbahnverwaltung, 
vom 3. Mai 1903 (Geſetzſamml. S. 155) zur Anwendung. 


9 4. 


Der Landesverſammlung iſt von drei zu drei Jahren bei ihrer regelmäßig 


ge 
Zuſammenkunft über bie Ausführung dieſes Geſetzes und der früheren gleiche 
arligen Geſetze Rechenſchaft zu geben. 

Berlin, den 27. Januar 1929. 8 


Die Preußiſche Staatsregierung. 


Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. 
am Zehnhoff. Oeſer. Stegerwald. 


Nr. 11884.) Geſetz über Teuerungszuſchläge zu den Gebühten ber Notare, Rechtsanwälte, 
Gerichtsvollzieher, zu den Gerichtskoſten und zu den Schreibgebühren der 

ö Schiedsmänner. Vom 29. April 1920. 
8 ie verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz be⸗ 
ſchloſſen, das hiermit verkündet wird: a 8 


Artikel J. En 
Das Geſetz über Kriegszuſchläge zu den Gebühren der Notare, Rechts: 
anwälte und Gerichtsvollzieher und zu den Gerichtskoſten vom 6. Juli 1918 
(Geſetzſzamml. S. 128) wird dahin abgeändert: 
1. Der 8 1 erhält folgende Faffung: 
f Die den Notaren nach der Gebührenordnung für Notare vom 
25. Juli 1910 (Geſetzſamml. S. 233) zuſtehenden Gebühren erhöhen 
ſich um zwanzig Zehntel und die Gebühren der Gerichtsvollzieher nach 
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dem Geſetz, enthaltend die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Ge 
bühren der Rechtsanwälte und der Gerichtsvollzieher, vom 21. März 1910 
in der Faſſung der Bekanntmachung vom 6. September 1910 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 261) um zehn Zehntel. 0 
2. Im $2 treten an die Stelle der Worte „dret Zehntel“ die Worte 
„zwanzig Zehntel“. 5 
3. Im 9 3 werden die Worte „1. April 1918 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 173)“ 
durch die Worte „18. Dezember 1919 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 2115)/ erſetzt. 
4. Im § 4 treten an die Stelle der Worte „drei Zehntel! die Worte 
zwanzig Zehntel“. 
5. Hinter § 5 werden folgende Paragraphen eingeſchoben: 


§ 5a. 
Der $ 114 Ab, 1 Satz 2 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes vom 
25. Juli 1910 (Geſetzſamml. S. 184) wird durch folgende Vorſchrift erſetzt: 
Der einzelne Pauſchſatz beträgt 30 vom Hundert der zum Anſatze ge 
langenden Gebühr, jedoch mindeſtens 1 Mark. 


§ 5b. 5 
Im § 117 Abf. 1 Satz 1 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes vom 
25. Juli 1910 GGeſetzſamml. S. 184) werden die Worte „1 Mark bis 2,50 Mark!“ 
durch die Worte „3 Mark bis 8 Mark“ erſetzt. 


§ He. 
Der § 20 Abf. 1 Satz 2 der Gebührenordnung für Notare vom 25. Juli 1910 
Geſetzſamml. S. 233) wird durch folgende Vorſchrift erſetzt: 
Der einzelne Pauſchſatz beträgt 30 vom Hundert der zum Anfatze ger 
langenden Gebühr, jedoch mindeſtens 1 Mark. 
5 5d. 

Das Geſetz, enthaltend die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Gebühren 
der Rechtsanwälte und der Gerichtsvollzieher, vom 21. März 1910 in der Faſſung 
der Bekanntmachung vom 6. September 1910 (Geſetzſamml. S. 261) wird dahin 
geändert: 

1. Im Artikel 15 Abſ. 2 erhält der Satz 1 folgende Faſſung: 

Der einzelne Pauſchſatz beträgt 30 vom Hundert der zum Anſatze ge⸗ 
langenden Gebühr in den Fällen der Artikel 4 bis 7 beträgt er 
mindeſtens 3 Mark, im übrigen mindeſtens 1/50 Mark. 

2. Der Artikel 15 Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: 

Stehen dem Rechtsanwalt in derſelben Angelegenheit die nach den 
Artikeln 8 bis 11 anzuſetzenden Gebühren mehrfach oder nebeneinander 
zu, ſo beträgt der Pauſchſatz von dem gemäß Artikel 10 und 12 zu 
berechnenden Geſamtbetrage der Gebühren mindeſtens 4,80 Mark. 

20° 


„ 


5 i $ he. 
Das Preußiſche Gerichtskoſtengeſetz dom 25. Juli 1910 Geſetzſamml. 
S. 184) wird wie folgt geändert: 

1. Der $ 32 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: Re 
Der Mindeſtbetrag einer Gebühr ift, ſoweit nicht in dieſem Geſetz 
ein anderer Mindeſtbekrag beſtimmt iſt, fünfzig Pfennig, für die im 
zweiten Abſchnitte des erſten Teiles bezeichneten Geſchäfte und für die 

Erteilung eines Teilbriefs ($ 67 Nr. 1) jedoch 6 Mark. 

2. Im $ 53 Abſ. 1 fallen die Worte „und höchſtens 10 Mark“ fort. 


9 51. 5 
Im 9 3 Abſ. 1 Satz 1 und 2 der Gebührenordnung für Notare vom 
25. Juli 1910 (Geſetzamml. S. 233) werden die Worte „1,80 Mark“ durch die 
Worte „6 Mark!“ erſetzt. 
6. Der § 6 wird dahin geändert: 
Im Abſ. 1 werden die Worte „§g 1 bis 3, durch die Worte 
„ss 1 bis 3, 5 6, d und k“ und die Worte „ 4% durch die Worte 
„ 4, 5a, b und el erſetzt. 0 a 
Im Abſ. 2 Satz 1 treten an die Stelle der Worte „Mit dem 
Ablaufe von 2 Jahren nach der Beendigung des gegenwärtigen Kriegs⸗ 
zuſtandes“ die Worte „Mit dem Ablaufe des 31. Dezember 1921. 
Ferner werden im Satze 2 hinter dem Worte „Gebühren“ die Worte 
„und Pauſchſätze“ eingeſchoben und die Worte „SS 1 bis 4 durch 
die Worte „§§ ! bis 5 f erſetzt. a = 
Abſ. 3 wird geſtrichen. 


N Arkikel A. 
Im 8 43 der Schiedsmannsordnung vom 29. März 1879 (Geſetzſamml. 
. 321) werden die Worte „25 Pfennig“ durch die Worte „75 Pfennig“ und 
bie Worte „10 Pfennig“ durch die Worte „30 Pfennig“ erſetzt. 


Artikel III. 

(1) Dieſes Geſetz teitt am 1. Mai 1920 in Kraft. 

E) Mit dem gleichen Zeitpunkte tritt das Geſetz vom 17. Februar 1917 
(Heſetzſamml. S. 17), betreffend die Abänderung des Preußiſchen Gerichtskoſten⸗ 
gtſetzes vom 25. Juli 1910 Geſetzſamml. S. 184), der Gebührenordnung für 
Notare vom 25. Juli 1910 (Geſetzſamml. S. 233) und des Geſetzes, enthaltend 
die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Gebühren der Rechtsanwälte und der 
erichtsvollzieher, vom 21. März 1910 in der Faſſung der Bekanntmachung vom 
6, September 1910 (Geſetzſamml. S. 261) außer Kraft. 


Be 


Artikel IV. 

Der Jußtt tzminiſter wird ermächtigt, den Wortlaut des Geſetzes über Kriegs⸗ 
zuſchläge zu den Gebühren der Notare, Rechtsanwälte und der Gerichtsvollzieher 
und zu den Gerichtskoſten vom 6. Juli 1918 (Geſetzſamml. S. el wie er fich 
as ben im Artikel I dieſes Geſetzes getroffenen Anderungen ergibt, unter fort⸗ 
laufende „Nummernfolg e 122 Paragraphen, dem Tage des vorliegenden Geſetzes 
und der Überſe ſchrift „Geſetz über Teuerungszuſchläge zu den Gebühren der Notare, 
Rechtsanwelke und Gerichtsvollzieher und zu den Gerichtskoſten“ durch die Geſeh⸗ 
ſmlung bekannt zu machen. 


Berlin, den 29. April 1920. 


Die Preußiſche erung 
Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. 
Oeſer. Stegerwald. Severing. Lüdemann. 


Nr, 11885.) Bekanntmachung des Wortlauts des Ge ſetzes über Teuerungszuſchläge zu den Ge⸗ 
bühren der Notare, Rechtsanwälte und F und zu den Gerichts, 
koſten. Vom 14. Mai 1920. 


f Auf Grund der dem Juſtizminiſter durch Artikel IV des Geſetzes über Teuerungs⸗ 
zu ſchläge zu den Gebühren der Notare, Rechtsanwälte, Gerichtsvollzieher, zu den 
Gerichtskoſten und zu den Schreibgebühren der Schiedsmänner vom 29. April 1920 
erteilten Ermächtigung wird der Wortlaut 2 
des Geſetzes über Kriegszuſchläge zu den Gebühren der Notare, 
Rechtsanwälte und e und zu den Gerichtskoſten vom 
5 6. Juli 1918 GGeſetzſamml. S. 128) 
zachſtehend bekannt gemacht. 


Berlin, den 14. Mai 1920. 
Der e 
am Zehnhoff. 


Geſetz über Teuerungszuſchläge zu den Gebühren der 
Notare, Rechtsanwälte und Gerichtspollzieher und zu 
den Gerichtskoſten. Bom 29. April 1920. 

1. 


Die den age nach der Gebührenordnung für Notare vom 25. Juli 1910 
Geſetzſamml. S. 233) zustehenden Gebühren erhöhen ſich um zwanzig Zehntel 
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und die Gebühren der Gerichtsvollzieher nach dem Geſetz, enthaltend die laubesgeſez⸗ 
lichen Vorſchriften über die Gebühren der Rechtsanwälte und der Gerichts vollziehen, 


vom 21. März 1910 in der Faſſung der Bekanntmachung vom 6. September 1016 
(Geſetzſamml. S. 261) um zehn Zehntel. 


9 2. 
ie Gebührenſätze des Artikel 3 det Geſetzes, enthaltend die laudesgeſetz⸗ 
lichen Bor ſchriften über die Gebühren der Rechtsanwälte und der Gerichtsvollzie er, 
vom 21. Mär z 1910 in der Faſſung der Bekanntmachung vom 6. September 1914 
(Geſetzſamml. S. 261) erhöhen ſich um zwanzig Zehntel. 


9. 3. 

Soweit in dem Geſetz, enthaltend die landesgeſetzlichen Vorſchriften über 
die Gebühren der Rechtsanwälte und der Gerichtsvollzieher, und in der Gebühren 
ordnung für Notare auf Gebührenſätze und Vergütungen für Auslagen a a 
iſt, die durch das Reichsgeſetz vom 18. Dezember 1919 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 2 
erhöht worden find, finden die erhöhten Gebührenſätze und alen 15 
Anwendung. 

i Na 

Die Gebühren für die im zweiten Abſchnitte des erſten Teiles des Preußiſchen 
Gerichtskoſtengeſetzes vom 25. Juli 1910 (Geſetzſamml. S. 184) bezeichneten Ge⸗ 
ſchäfte und die Gebühr für die Erteilung eines Teilbriefs ($ 67 Nr. 1 des 
Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes) erhöhen ſich um zwanzig Zehntel. 


8 5. 


Die im § 113 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes und im § 19 Ab. 2 


der Gebührenordnung für Notare beſtimmte Schreibgebühr von zwanzig Pfennig 
für die Seite erhöht ſich auf vierzig Pfennig. Die Seite muß le zwei⸗ 


unddreißig Zeilen von durchſchnittlich fünfzehn Silben enthalten. 


Soweit in anderen Geſetzen auf $ 113 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes 
verwieſen iſt, finden die Vorſchriften im Abi, I Anwendung. 


8 6. 
1 55 Preußiſche Gerichtskoſtengeſetz wird wie folgt geändert: 
. Der 5 32 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 
Der Mindeſtbetrag einer Gebühr it, ſoweit nicht in dieſem Geſetz 
ein anderer Mindeſtbetrag beſtimmt iſt, fünfzig Pfennig, für die im 
zweiten Abſchnitte des erſten Teiles bezeichneten Geſchäfte und für die 
Erteilung eines Teilbriefs (5 67 Nr. 1) jedoch ſechs Mark. 


2. Im 9 53 Abſ. 1 fallen die Worte „und höchſtens zehn Mark“ fort. 


. 


B. Der $ 314 Abſ. 1 Satz 2 wird durch folgende Vorſchrift erſetzt: 
Der einzelne Pauſchſatz beträgt dreißig vom Hundert der zum Anſaze 
gelangenden Gebühr, jedoch mindef tens eine Mark. 

4. Im 5 117 Abſ. 1 Satz 1 werden bie Worte eine Mark u zwei 

Mark fünfzig Pfen nig“ durch die Worte „drei Mark bis acht Mark“ 

erſetzt. 


9 7. 
Dis Gebührenordnung für Notare wird wie folgt geändert: 
1. Ann § 3 Abf. 1 Satz 1 und 2 werden die Worte Het Mark fünfzig 
Hfennig“ durch bie Worte „ſechs Mark“ erſezt. 
Der 9 20 Abſ. 1 Satz 2 wird durch folgende Borfchrift erſetzt: 
Der einzelne Pauſchſatz beträgt dreißig vom Hundert der zum Anſatze 
gelangenden Gebühr, jedoch mindeſtens eine Mark. 


98. 
Das Geſeh, enthaltend die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Gebühren 
ber Rechtsanwälte und der Gerichtsvollzieher, wird dahin geändert: 
T Im Artikel 15 Abſ. 2 erhält der Satz 1 folgende Faſſung: 
Der einzelne Pauſchſatz beträgt dreißig vom Hundert der zum Anſatze 
gelangenden Gebühr; in den Fällen der Artikel 4 bis 7 beträgt er 
Mindeſtens dret Mark, im übrigen mindeſtens 3 Mark fünftes Pfennig. 
4. Der Artikel 15 Abſ. 3 erhält folgende Faſſung 
Stehen dem Rechtsanwalt in derſelben Angel die nach d 
Artikeln 8 bis 11 anzuſe zenden Gebühren mehrfach oder neb cem 
zu, io beträgt der Pauſchſatz von dem gemäß Artikel 10 und 12 zu 
berechnenden Geſamtbetrage der Gebühren mindeſtens vier Mark fünizig 
Pfennig. 
n Die Vorſchriften der 55 1 bis 3, 7 und 8 finden Anwendung auf alle 
der Zeit des Inkrafttretens des Geſetzes noch nicht beendigten Geſchäfte, die Vor⸗ 
ſchriften der 60 4 und 6 auf alle zur Zeit des Inkrafttretens des Geſetzes noch 
Nicht fällig gewordenen Gerichtsk ‚often. a 
En Mit dem Ablaufe des 31. Dezember 1921 tritt das Geſez außer Kraft. M [ u 
Die Bebübren und Haufe hſötze für die vor dem Tage des Außerkraftkretens er⸗ 0 f ; 
1 


1 


zeiſten Aufträge und die vor dieſem Tage bereits fällig gewordenen Gerichtskoſten 
ind nach den Vorſchriften der §§ 1 bis 8 zu berechnen. 


„ + 5 * 
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SEIEN 


(Mr. 11886.) Geſetz über die Dauer des Vorbereitungsdienſtes der Gerichtsreferendare. Dorn 
6. Mai 1920. 


N. verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz 
beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Artikel 1. 
An die Stelle des § 6 des Geſetzes über die juriſtiſchen Prüfungen und 
die Vorbereitung zum höheren Juſtizdienſte vom 6. Mai 1869 (Gefehfamml, S. 658) 
tritt folgende Vorſchrift: 
Referendare müſſen, bevor fie zur zweiten — der großen Staalt⸗ 
prüfung — zugelaſſen werden können, eine Vorbereitungszeit von drei 
Jahren im praktiſchen Dienſte zurückgelegt haben. 
91 Satz 3 des Ausführungsgeſetzes vom 24. April 1878 zum Deutſchen Gerichts⸗ 
verfaſſungsgeſetze (Geſetzſamml. S. 230) wird geſtrichen. 


Artikel 2. 5 
Inwieweit die Abkürzung des Vorbereitungsdienſtes auf die beim Inkraft⸗ 
treten dieſes Geſetzes vorhandenen Referendare Anwendung findet, beſtimmt der 
Juſtizminiſter. 
Artikel 3. 
Dieſes Geſetz tritt mit der Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 6. Mai 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 


Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. Oeſer. Stegerwald. 
Severing. Lüdemann. 
FF im Büro des Staatsminiſterums. — Berlin, gedruckt in der Neihehrndere, 


Befiellungen auf einzelne Stücke der Preußiſchen Gefekfammlung und auf bie Haupt⸗Sachverzeichniſſe (1806 bis 1883) u 
0,25 „ und 1884 bis 1913 zu 4,00 %) find au die Poſtauftalten zu richten. : 


